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Abkiirzungsverzeichnis

ETH Eidgendssische Technische Hochschule

BFS Bundesamt fur Statistik

WAK-SR Kommission fur Wirtschaft und Abgaben des Stéanderates

EDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Erziehungsdirektoren
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats

WBK-SR Kommission fur Wissenschaft, Bildung und Kultur des Standerats
Biiro-SR Biiro des Standerates

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

PH Padagogische Hochschule

EO Erwerbsersatzordnung

SGB Schweizerischer Gewerkschaftsbund

ESTV Eidgendssische Steuerverwaltung

SRF Schweizer Radio und Fernsehen

BLV Bundesamt flr Lebensmittelsicherheit und Veterinarwesen

SGV Schweizerischer Gewerbeverband

VPOD Schweizerischer Verband des Personals 6ffentlicher Dienste

EHB Eidgendssisches Hochschulinstitut fur Berufsbildung

SPK Staatspolitische Kommission

SAV Schweizerischer Arbeitgeberverband

SSV Schweizerischer Stadteverband

WBK-NR Kommission flir Wissenschaft, Bildung und Kultur des Nationalrats

TSchVv Tierschutzverordnung

BAK Bundesamt fir Kultur

EPF Ecole polytechnique fédérale

OF$S Office fédéral de la statistique

CER-CE Commission de I'économie et des redevances du Conseil des Etats

CDIP Conférence suisse des directeurs cantonaux de I'instruction publique

CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national

CSEC-CE Etortnmission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil des

ats

Bureau-CE Bureau du Conseil des Etats

SSR Société suisse de radiodiffusion

HEP haute école pédagogique

APG allocations pour perte de gain

uss Union syndicale suisse

AFC Administration fédérale des contributions

RTS Radio Télévision Suisse

OSAV Office fédéral de la sécurité alimentaire et des affaires vétérinaires

USAM Union suisse des arts et métiers

SSP syndicats des Services publics

IFFP Institut fédéral des hautes études en formation professionnelle

CIP Commission des institutions politiques

UPS Union Patronale Suisse

uvs Union des Villes Suisses

CSEC-CN Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

OPAn Ordonnance sur la protection des animaux

OFC Office fédéral de la culture
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WAHLGESCHAFT
DATUM: 02.12.2019
MARC BUHLMANN

WAHLGESCHAFT
DATUM: 04.12.2019
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Nachdem 19 der 22 neuen Stéanderatsmitglieder vereidigt worden waren, schritt die
kleine Kammer zur Wahl des Biiros 2019/20. Normalerweise Ubernimmt der oder die
noch amtierende Prasident oder Prasidentin des Sténderats die Leitung der Wahl des
neuen Prasidiums. Da René Fournier (cvp, VS) aber bei den eidgendssischen Wahlen
nicht mehr angetreten war, Ubernahm zuerst der amtierende zweite Vizeprasident, Alex
Kuprecht (svp, SZ), die Organisation der Wahl des amtierenden ersten Vizeprésidenten,
Hans Stockli (sp, BE), zur Wahl des neuen Prasidenten.

Stockli, dessen Name auf 39 der 43 ausgeteilten Wahlzettel stand (2 leer, 2 Diverse),
erinnerte in seiner Rede daran, dass urspringlich nicht er fir das Amt vorgesehen
gewesen sei, sondern Géraldine Savary (sp, VD), die aber aus der Politik zurtckgetreten
war. Seit 30 Jahren in der Politik, sei der Entscheid, erneut zu kandidieren, fir ihn und
sein familiares Umfeld nicht leicht gewesen - so der ehemalige Stadtprasident von Biel.
Heiterkeit 16ste der neue Prasident aus, als er berichtete, dass er als Studierender der
Rechtswissenschaften einst einen Artikel zur Abschaffung des Standerats geschrieben
habe, weil er Uberzeugt gewesen sei, dass die kleine Kammer den burgerlichen Parteien
als «Notbremse gegen den Fortschritt» diene. Zu Beginn des Bundesstaates habe der
Standerat als altbacken und bedeutungslos gegolten, der Nationalrat hingegen als
progressiv und bedeutend. «Wichtige Manner» hatten damals lieber im National- als im
Standerat gesessen. Die Zeiten hatten sich gedndert und auch er, Stockli, habe mit der
Zeit verstanden, wie wichtig der Stéanderat sei. Daran gedacht, dass er ihn einst
prasidieren werde, habe er aber natirlich nie. Er werde sein Prasidialjahr nutzen, um
die Mehrsprachigkeit und die politische Bildung zu férdern und die Identitat des
Sténderats weiter zu stéarken.

Nach einem musikalischen Intermezzo schritt Stockli zur Wahl der restlichen Mitglieder
des Blros. Zum ersten Vizeprasidenten wurde Alex Kuprecht gewéahlt. Er erhielt 42
Stimmen, wobei einer aus 43 eingelangten Wahlzetteln leer geblieben war. Dasselbe
Resultat galt auch fir Thomas Hefti (fdp, GL), der zum zweiten Vizeprasidenten aufstieg.
Brigitte Haberli-Koller (cvp, TG) wurde mit 40 Stimmen zur Stimmenzahlerin (2 Diverse, 1
leer) und Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU) mit 39 Stimmen (4 leere) zur
Ersatzstimmenzahlerin gekurt.

Da die Grunen im Standerat neu mit 5 Mitgliedern vertreten waren und damit eine
Gruppe bildeten, hatten sie laut Geschaftsreglement des Standerats Anrecht auf einen
Sitz im Buro. Somit musste ein weiteres Mitglied des Biros gewéhlt werden. Mit Lisa
Mazzone (gp, GE), die 38 Stimmen erhielt (4 leere und 1 unglltiger Wahlzettel), wurde
zum ersten Mal Giberhaupt ein Grines Parlamentsmitglied in das Buro-SR gewéahlt. '

Gleich drei Mal kam es in der Wintersession 2019 zu Vereidigungen im neu gewahlten
Standerat. Da die 2. Wahlgange im Kanton Zug am 17. November und in den Kantonen
Basel-Landschaft und Schwyz erst am 24. November stattgefunden hatten, brauchten
die Regierungen dieser drei Kantone aufgrund der Rekursfristen langer fur die
Validierung der jeweiligen Wahlen, so dass Matthias Michel (fdp, ZG) am 3. Dezember
und Maya Graf (gp, BL) sowie Othmar Reichmuth (cvp, SZ) erst am 4. Dezember im
Sténderat Einsitz nehmen konnten. Besonders speziell im Fall von Maya Graf, die im
Gegensatz zu ihren beiden neuen Ratskollegen nicht die Eidesformel («Ich schwére vor
Gott dem Allméachtigen, die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten
meines Amtes gewissenhaft zu erflllen»), sondern das Gellibde ablegte («Ich gelobe,
die Verfassung und die Gesetze zu beachten und die Pflichten meines Amtes
gewissenhaft zu erflllen»), war der Umstand, dass die Baselbieterin zwei Tage zuvor als
Altersprasidentin die Wintersession im Nationalrat er6ffnet hatte. Die Vereidigung aller
Ubrigen neu gewahlten Standeratinnen und Standerate fand am ersten Tag der neuen
Legislatur, also schon am 2. Dezember statt.

Thierry Burkart (fdp, AG), Marco Chiesa (svp, Tl), Andrea Gmur-Schénenberger (cvp, LU),
Charles Juillard (cvp, JU), Hansjorg Knecht (svp, AG), Marianne Maret (cvp, VS), Werner
Salzmann (svp, BE), Jakob Stark (svp, TG), Heidi Z'graggen (cvp, UR) und Mathias Zopfi
(gp, GL) wurden vereidigt; Philippe Bauer (fdp, NE), Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU),
Marina Carobbio Guscetti (sp, Tl), Johanna Gapany (fdp, FR), Eva Herzog (sp, BS), Lisa
Mazzone (gp, GE), Carlo Sommaruga (sp, GE), Adéle Thorens Goumaz (gp, VD) und Céline
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.05.2020
MARC BUHLMANN

WAHLGESCHAFT
DATUM: 30.11.2020
MARC BUHLMANN

Vara (gp, NE) legten das Gellbde ab.

Insgesamt wurden also 22 neue Ratsmitglieder vereidigt, eine Rekordzahl in der
Geschichte des Bundesstaates. Damit wurde fast die Hélfte der Sitze in der kleinen
Kammer neu besetzt. 11 der 22 Neuen waren sowohl in den Nationalrat als auch in den
Standerat gewahlt worden. Sie mussten sich - da laut Bundesverfassung ein
Doppelmandat nicht moglich ist - fir eines der beiden Mandate entscheiden, wie dies
das Blro-SR in seinem Bericht zur Feststellung der Unvereinbarkeiten (19.058)
festhielt. 2

Auch Lukas Reimann (svp, SG) wollte mit einer parlamentarischen Initiative zur Starkung
der Krisenresistenz des Parlaments beitragen. Um in Zukunft Absagen oder Unterbriiche
von Sessionen zu vermeiden - Reimann spielte auf den Covid-19-bedingten Abbruch
der Frihlingsssession 2020 an - misse das Parlamentsgesetz so revidiert werden, dass
andere Tagungsorte als Bern und eine Teilnahme an Sessionen mittels zeitgleicher Bild-
und TonUbertragung ermoglicht werden.

Die Sicherstellung einer beschlussfahigen Bundesversammlung war auch ein Anliegen
der SPK-NR, die der Initiative Reimann wie auch einer ahnlichen Idee von Thomas
Brunner (glp, SG; Pa.lv. 20.423) einstimmig Folge gab. °

Das erste Geschaft der Wintersession im Standerat ist jeweils die Wahl des Biiros, die
mit der Rede des scheidenden Prasidenten eingelautet wird. Der im Jahr 2020
amtierende Prasident Hans Stockli (sp, BE) sagte, er sei froh, dass lediglich ein Mitglied
der kleinen Kammer wegen Covid-19 die Sessionsarbeit nicht habe aufnehmen kénnen.
Tatsachlich sei sein Prasidialjahr unter dem Einfluss der Pandemie gestanden, die Leid
gebracht und zahlreiche Opfer gefordert habe. Sie werde Spuren hinterlassen, die in
wirtschaftlicher, sozialer, kultureller und politischer Hinsicht noch lange splrbar
bleiben werden. Auch der Ratsbetrieb sei nicht verschont geblieben; der Tiefpunkt
seines Préasidialjahres sei der Abbruch der Frihjahrssession gewesen - so Stockli.
Freilich habe die Organisation der ausserordentlichen Session und der Sommersession
in der BernExpo auch gezeigt, dass das Parlament in Krisensituationen reagieren kénne.
In Erinnerung werde ihm bleiben, in welch kurzer Zeit die Arbeiten wahrend dieser
schwierigen Phase immer wieder hatten erledigt werden mussen.

Stockli erhielt grossen Applaus und schritt dann zur Wahl seines Nachfolgers. Alex
Kuprecht (svp, SZ), der seit 17 Jahren Mitglied der kleinen Kammer ist, wurde mit 43 von
44 eingelangten Wahlzetteln gewahlt; ein Zettel war leer geblieben. Der Gewahlte
dankte fur die Wahl, die der Hohepunkt seiner politischen Laufbahn darstelle. Er
interpretiere die Wahl als Vertrauen und als Verpflichtung, die kleine Kammer
«unaufgeregt, aber mit Umsicht und Effizienz Uber die Partei-, Sprach-, regionalen und
ideologischen Grenzen hinweg» zu fuhren - ganz im Sinne der Tradition des Standerats
als «Chambre de Réflexion». Er gehe davon aus, dass die Welt nicht mehr so sein werde
wie vor der Pandemie. Krisenmanagement sei nun gefragt, das sich auf nuchterne
Analysen von Expertinnen und Experten stiutzen musse und rasches Handeln durch die
Politik verlange. In Zeiten der Krise misse man auf zu umfassende partizipative und
foéderalistische Prozesse auch mal verzichten und mit einer Stimme sprechen. Es
brauche - im Gegensatz zu immer neuen Vorschriften - pragmatische Losungen. Der
Standerat musse einen Kontrapunkt zum parteipolitisch gepragten Nationalrat setzen.
Entsprechend miussten in der kleinen Kammer vielmehr Sachlichkeit, Augenmass,
Weitblick und Kollegialitat vorherrschen. «Lassen Sie uns mehr reflektieren und weniger
auf die flichtigen medialen Befindlichkeiten und die Kapriolen der sozialen Medien
achten!», forderte er die Standerétinnen und Standeréate auf.

Nachdem die Originalkapelle Carlo Brunner mit zwei Musikstlicken flr ein Intermezzo
gesorgt hatte, schritt Kuprecht als erste Amtshandlung zur Wahl des Blros. Zum ersten
Vizeprasidenten wurde Thomas Hefti (fdp, GL) bestimmt. Auch er erhielt 43 Stimmen
aus 44 eingelangten Wahlzetteln und auch bei ihm blieb ein Wahlzettel leer. Das genau
gleiche Resultat erzielte auch Brigitte Héberli-Koller (cvp, TG), die als amtierende
Stimmenzahlerin zur zweiten Vizeprasidentin des Standerats gekdrt wurde. Zur
Stimmenzéhlerin wiederum avancierte Elisabeth Baume-Schneider (sp, JU), die mit 40
Stimmen (von 43 eingelangten Wahlzetteln blieben 3 leer) gewahlt wurde. Und
schliesslich wurde das Blro mit der Neo-Stédnderéatin und Ersatzstimmenzahlerin Lisa
Mazzone (gp, GE) vervollstandigt, die 36 Stimmen (von 43 eingelangten Wahlzetteln)
erhielt. 3 Wahlzettel blieben leer und vier Bulletins entfielen auf Diverse. Mazzone war
ein Jahr zuvor als erste grine Stédnderéatin Uberhaupt ins Biro-SR gewéahlt worden und
wird - eine Wiederwahl bei den eidgendssischen Wahlen 2023 vorausgesetzt - ab
Winter 2024 die kleine Kammer als erstes grines Parteimitglied prasidieren. *
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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 05.05.2020
MARC BUHLMANN

WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
ELIA HEER

Parlamentsorganisation

Aussergewodhnliche Ereignisse spiegeln sich haufig auch in der Zahl der Vorstésse, die
im Parlament zum entsprechenden Thema eingereicht werden. Dies galt insbesondere
und erst recht fur die Covid-19-Pandemie. Die Aargauer Zeitung rechnete Mitte Juni
vor, dass seit dem 2. Marz 2020 Uber 480 Vorstésse mit den unterschiedlichsten
Themen und Forderungen zur Coronakrise eingereicht worden seien. Mit einem ganzen
Strauss an parlamentarischen Initiativen, die sich dem Parlament in der Krise
annahmen, werden sich auch die SPK der beiden Réte beschéaftigen missen. Auf der
einen Seite waren es Vorstdsse, die den Ratsbetrieb in Krisensituationen regeln wollten.
Ganz allgemein wollte etwa Thomas Brunner (glp, SG) Rechtsgrundlagen flr eine
Flexibilisierung des Ratsbetriebs insbesondere in aussergewdhnlichen Situationen
schaffen. Es musse daflr gesorgt werden, dass das Parlament in allen Situationen
handlungsfahig bleibe (Pa.lv. 20.423). Etwas konkreter forderte Katja Christ (glp, BS)
eine rechtliche Grundlage fir einen digitalen Parlamentsbetrieb (Pa.lv. 20.425) und
Sidney Kamerzin (cvp, VS) verlangte ein papierloses Parlament (Pa.lv. 20.442) Gregor
Rutz (svp, ZH) schlug eine Halbierung des Taggeldes vor, wenn Kommissionssitzungen in
Form von Videokonferenzen abgehalten werden (Pa.lv. 20.431).

Auf der anderen Seite stachen jene parlamentarischen Initiativen ins Auge, die sich den
Rechten des Parlaments in Phasen des bundesratlichen Notrechts annehmen wollten.
Alfred Heer (svp, ZH) forderte etwa, dass vom Bundesrat in seiner Notrechtskompetenz
getroffene Massnahmen von einer 2/3-Mehrheit beider Kammern genehmigt werden
mussen. Die heute auf sechs Monate befristeten Notrechtsmassnahmen sollen zudem
von einer einfachen Mehrheit von National- und Sténderat jederzeit ausser Kraft
gesetzt werden koénnen (Pa.lv. 20.452). Die griine Fraktion schlug ferner vor, eine
juristische Institution zur Kontrolle der Recht- und Verhéaltnisméassigkeit von
Notverordnungen zu installieren (Pa.lv. 20.430). Die Mitte-Fraktion regte ihrerseits in
zwei gleichlautenden parlamentarischen Initiativen (Pa.lv. 20.418 und Pa. Iv. 20.414), die
sie in beiden Kammern einreichte - letztere im Namen von Beat Rieder (cvp, VS) -, die
Schaffung einer Rechtsdelegation an, damit eine legislative Uberprifung der
rechtlichen Aspekte von bundesréatlichen Notverordnungen stattfinden kénne. ®

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

255 Kandidierende auf 25 Listen bewarben sich bei den Nationalratswahlen 2019 im
Kanton St. Gallen auf einen der zwdlf zu vergebenden Sitze. Der Frauenanteil auf den
Listen betrug 32.9 Prozent. Die Listen wurden aufgrund des am 1.Januar 2019 in Kraft
getretenen neuen Gesetzes Uber Wahlen und Abstimmungen neu nach dem
Wahleranteil anstatt wie bisher nach dem Datum der Eingabe geordnet.

Vor vier Jahren hatten die SVP und die FDP je einen zusatzlichen Sitz gewonnen.
Leidtragende waren damals die GLP und die Grinen gewesen, welche beide ihren
einzigen Sitz den Burgerlichen hatten Uberlassen mussten. Damit besetzten erstmals in
der Nachkriegszeit nur die vier Bundesratsparteien die zwolf St. Galler Nationalratssitze
(5 SVP, 3 CVP, 2 FDP, 2 SP). Neun der zwolf damals Gewahlten traten 2019 an, um ihr
Mandat zu verteidigen. Walter Mdller (FDP) verzichtete nach 16 Jahren in der Grossen
Kammer auf eine erneute Kandidatur. Schon wéahrend der Legislatur aus dem Rat
geschieden waren Jakob Blchler (CVP) - fur ihn war Nicolo Paganini nachgerutscht -
und Toni Brunner (SVP). Brunners Rucktritt auf Ende 2018 war Uberraschend
gekommen. Der ehemals jungste Nationalrat der Schweiz und langjéhrige Prasident der
SVP Schweiz begrindete den Abgang mit seiner Ermudung gegentber dem «repetitiven
Politbetrieb in Bern». Auf Brunner war der erst 25-jéhrige Mike Egger gefolgt, der im
Frihjahr auch noch flr den freigewordenen St. Galler Standeratssitz kandidiert hatte.
Doch schon im April verkiindete Brunner ein politisches Comeback. Er Gbernahm den
Posten als Wahlkampfleiter der SVP St. Gallen und unterstitzte so unter anderem die
Kandidatur seiner Lebensgefahrtin Esther Friedli. Angeftihrt von Brunner peilte die SVP
die Verteidigung ihrer funf Sitze an. Eine breite rechts-burgerliche Listenverbindung
mit der FDP scheiterte allerdings auch dieses Jahr und so verband die SVP einzig mit
der EDU ihre Listen. Die FDP ihrerseits ging gar keine Uberparteilichen
Listenverbindungen ein. Sie setzte fur die Wahlen voll auf ihr neues Zugpferd Susanne
Vincenz-Stauffacher. Die Kantonsratin hatte sich dank ihrem engagierten Wahlkampf
bei den Standeratsersatzwahlen im Frihjahr 2019 bei vielen Wahlern profilieren
konnen. Vincenz-Stauffacher kandidierte im Oktober nicht noch einmal flir den
Standerat und fokussierte sich stattdessen voll auf den Einzug in den Nationalrat. Einen
breiten Schulterschluss gelang dafur den Mitte-Parteien CVP, GLP, EVP und BDP. Die
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WAHLEN
DATUM: 20.10.2019
MATHIAS BUCHWALDER

Grunliberalen erhofften sich von der Verbindung, den 2015 verlorenen Sitz wieder
zurlickgewinnen zu kénnen. Neben der grossen Listenverbindung hatte die Partei noch
einen zusatzlichen Trumpf: Sie trat mit dem renommierten Mediziner Pietro Vernazza
auf der Liste an. Ganz anders war die Geflhls- und Ausgangslage derweil bei der CVP.
Sie hatte wahrend der letzten 20 Jahren bei den Nationalratswahlen kontinuierlich
Wahleranteile verloren. |hr dritter Sitz, den sie 2015 dank einem Restmandat noch
knapp hatte verteidigen kénnen, wackelte dieses Jahr bedrohlich. Links der Mitte
gingen die Sozialdemokraten und die Grinen ihre traditionelle Listenverbindung ein.
Wie die GLP gaben sich auch die Grinen kampferisch und setzten sich die
Ruckeroberung des 2015 verlorenen Sitzes zum Ziel. Die damals abgewéahlte Yvonne Gilli
trat gleich selbst zur Wiederwahl an.

Der Wahlsonntag verlief so, wie es sich die Grinen und die Grunliberalen erhofft
hatten. Die griine Welle bescherte auch im Kanton St. Gallen beiden Parteien einen
Sitzgewinn. Besonders die Grinen bauten ihren Wahleranteil deutlich aus (+4.8
Prozentpunkte, neu 10.5%). Fir sie zog aber nicht Yvonne Gilli sondern Franziska Ryser
in den Nationalrat ein. Ryser, die gleichzeitig noch fir den Stdnderat kandidierte, setzte
sich dank vielen Panaschierstimmen parteiintern gegen Gilli durch. Die Grunliberalen
verzeichneten ein Plus von 2.4 Prozentpunkten (neu 7.3%). Ihr neuer Nationalrat hiess
Uberraschend nicht Pietro Vernazza, sondern Thomas Brunner. Die beiden Sitzgewinne
gingen auf Kosten der CVP und der SVP. Besonders bitter war das Resultat fir die CVP,
welche trotz eines deutlichen Wahlerzuwachses (+2.2 Prozentpunkte auf 18.8%) ihren
dritten Sitz nicht zu halten vermochte. Thomas Ammann wurde so nach nur einer
Legislatur schon wieder abgewahlt. Bei der SVP (-4.5 Prozentpunkte, neu 31.3%) traf es
gleich zwei Bisherige. Thomas Muller und Barbara Keller-Inhelder verpassten die
Wiederwahl. Dafur zog neu Esther Friedli in den Nationalrat ein. Mike Egger schaffte
nach weniger als einem Jahr im Rat die Wiederwahl. Bei der FDP Ubernahm Susanne
Vincenz-Stauffacher den freigewordenen Sitz von Walter Mdller. Die SP bisste nur
wenige Wéhlerstimmen ein (-1.5 Prozentpunkte) und verteidigte damit ihre zwei Sitze
souveran. Zum Debakel verkam die Wahl fur die BDP, welche fast ihren gesamten
Waéhleranteil verlor (-3.0 Prozentpunkte, neu 0.6%). Die Zusammensetzung der St.
Galler Nationalratsdelegation war somit neu: 4 SVP, 2 FDP, 2 CVP, 2 SP, 1 GLP, 1 GPS. Der
Frauenanteil unter den Gewahlten sprang von 25 auf 42 Prozent. Die Stimmbeteiligung
betrug 41.9 Prozent (-4.6 Prozentpunkte im Vergleich zu 2015). ¢

Bénéficiant d'un huitiéme siége au Conseil national depuis 2015, le canton du Valais
renouvelait sa députation lors des élections fédérales de 2019. Parmi les 236
candidatures déposées, 90 étaient féminines. Alors que les sortants Jean-Luc Addor
(udc), Franz Ruppen (udc), Philippe Nantermod (plr) et Mathias Reynard (ps) briguaient
un nouveau mandat, des incertitudes étaient de mise dans la «famille C», qui
comprend le PDC du Valais romand (PDCVr), le PDC du Haut-Valais (CVPO) et les
chrétiens-sociaux du Haut-Valais (CSPO). En effet, avec le départ de trois de ses quatre
élu.e.s pour diverses raisons, celle-ci a vécu une législature mouvementée. Le haut-
valaisan Roberto Schmidt (csp) a été élu au Conseil d'Etat en 2017, alors que Viola
Amherd (pdc) a accédé au Conseil fédéral en 2019 & la suite du départ de Doris
Leuthard (pdc). Dans des circonstances moins glorieuses, Yannick Buttet (pdc) a
démissionné de son poste en 2018, éclaboussé par des affaires de harcelement. Des
quatre élu.e.s de 2015 ne restait alors que Géraldine Marchand-Balet (pdc). La seule
femme de la députation valaisanne a cependant renoncé a rempiler pour une seconde
|égislature. La tache s'annoncait donc ardue pour leurs remplacants, qui espéraient
conserver les quatre sieges. Si la «famille C» représente historiquement la plus grande
force politique du canton, elle fait cependant face a une perte de vitesse constante
depuis plusieurs années. Thomas Egger (csp), Benjamin Roduit (pdc) et Philipp Matthias
Bregy (cvpo), successeurs de Schmidt, Buttet et Amherd, étaient notamment
accompagnés, sur la liste commune du PDCVr, CVPO et CSPO, par Serge Métrailler,
président de la section romande du PDC. Le Nouvelliste a fait remarquer un certain
sentiment d'urgence dans les rangs démocrates-chrétiens pour que le président se
lance lui-méme dans la bataille, alors que «les places avaient, pendant longtemps, la
réputation de se distribuer cecuméniquement et de se réserver des années a I'avance».
D'autres candidatures ont émergées, a I'image de celle de l'avocat sierrois Sidney
Kamerzin (pdc), chef de groupe au Grand Conseil. Le journal le Temps a estimé que la
place de Thomas Egger semblait étre la plus fragile, le président du Groupement suisse
pour les régions de montagne souffrant d'un déficit de notoriété a l'intérieur du
canton, bien que disposant d'un vaste réseau dans la Berne fédérale. Un début de
polémique enflait au début du mois de mars lorsque le genevois Eric Stauffer a clamé
son intention de rejoindre le PDCVr. En effet, le fondateur et ex-président du
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Mouvement Citoyen genevois (MCG) s'est installé en Valais depuis peu et souhaitait se
mettre a disposition pour les élections fédérales. Une volonté tres vite tempérée par le
PDCVr, qui a refusé la demande de Stauffer.

Aux cbtés de Philippe Nantermod, également candidat pour un strapontin au Conseil
des Etats, le PLR espérait reconquérir un deuxiéme siége, abandonné il y a vingt ans.
Pour cela, les libéraux-radicaux ont conclu un apparentement avec les Vert'libéraux,
présents pour la premiere fois en Valais. L'association Avenir Ecologie a également
présenté deux listes communes avec le PLR. Les thémes environnementaux ayant eu le
vent en poupe au cours de I'année 2019, les Vert.e.s se sont également lancé.e.s dans la
campagne avec l'envie de faire leur entrée sous la coupole fédérale. L'apparentement
avec le PS et le Centre gauche-PCS devait permettre a la gauche de ravir un mandat aux
partis du centre pour obtenir un deuxieme siege. Le socialiste Mathias Reynard, qui
arpentait les couloirs du Palais fédéral depuis 2011, a fait figure de locomotive pour
cette liste. Tout comme Nantermod, il s'est en plus aligné pour accéder a la chambre
haute. Avec les listes jeunes et ainés, celles provenant du Haut-Valais ainsi que les deux
listes du Centre gauche-PCS, I'alliance de gauche a présenté 14 listes au total. De 'autre
cbdté de I'échiquier politique, une candidature a détonné. Ronald Zacharias, ancien
membre du PLR et du MCG genevois, a figuré sur la liste UDC aux cotés des sortants
Ruppen et Addor. Le multimillionnaire, descendant d'une famille hollandaise et actif
dans I'armement maritime, I'immobilier et le droit, a annoncé investir CHF 200'000 de
sa fortune personnelle dans la campagne, soit plus du double du montant dépensé par
les deux sortants. Un investissement pas forcément mal vu du c6té de I'UDC, ou I'on a
considéré ceci comme «une chance pour toute la liste». Derniere formation a
présenter des listes, le Rassemblement Citoyen Valais (RCV) a dévoilé un vaste
programme comprenant 157 propositions, avec I'objectif d'apporter une vision «globale
et transversale» de la politique pour sa premiere participation aux élections fédérales.
Globalement, le jeu des apparentements n'a pas réservé de surprise, puisque |'ordre de
bataille était similaire a 2011 et 2015, seulement diversifié par [|'apparition des
Vert'libéraux dans la constellation politique valaisanne.

C'est habituel dans le canton du Valais: la question de la représentation de la minorité
germanophone s'est invitée dans les débats. Au Conseil des Etats, c'est
traditionnellement un duo paritaire entre romand.e.s et alémaniques qui hérite des
deux fauteuils. Au national, les trois sortants alémaniques (Egger, Ruppen et Bregy)
étaient conscients de la nécessité du soutien des électeurs et électrices du bas du
canton, le Haut-Valais ne comptant que 25 pour cent de la population. lls pouvaient
cependant espérer une forte mobilisation en leur faveur. Comme [|'a relevé le
Nouvelliste, la participation était de 67.6 pour cent dans le Haut en 2015, contre 61.4
pour cent dans le Valais central et 54.2 pour cent dans le Bas-Valais. De plus, la
population germanophone vote généralement en bloc pour ses candidat.e.s, ce qui
permet fréquemment a la minorité d'étre surreprésenté dans les organes politiques
nationaux.

Avec une participation de 54.1 pour cent, la journée d'élections a vu le déclin de la
«famille C» se poursuivre. La formation a récolté 34.8 pour cent des suffrages, 5 points
de pourcentage (pp) de moins qu'en 2015. Dans le détail, le PDC du Valais romand a
engrangé 17.9 pour cent des voix, le CVPO 9.5 pour cent et le CSPO 7.3 pour cent. Alors
qu'elle était soutenue par plus de la moitié de I'électorat jusqu'en 1999, la formation n'a
depuis lors cessé de perdre du terrain. Ce résultat ne lui a pas permis de conserver son
quatrieme sieége, qui est tombé dans I'escarcelle des Vert.e.s. Le parti écologiste, a
I'image de la tendance globale observée dans toute la Suisse, a réalisé un score canon
(10.6%; +5.7pp par rapport a 2015), permettant a la gauche d'arracher le deuxiéme siége
tant convoité. Celui-ci est revenu a Christophe Clivaz, qui a été crédité de 17'377
suffrages pour sa quatrieme tentative aux élections fédérales. Le PS a également
progressé, s'établissant a 15.1 pour cent des voix (+1.8pp), alors que le Centre gauche-
PCS a apporté son écot au succes de la gauche (1%, -0.4pp). Mathias Reynard a
conservé son siege, se permettant méme d'étre le candidat récoltant le plus de voix
avec 34'175 suffrages, devant Philippe Nantermod, qui en a récolté 27'906. Le PLR a
échoué dans sa quéte d'un deuxiéme siege (16.5%, -1.6pp), sans pouvoir profiter d'un
grand soutien de la part des Vert'libéraux, qui ont réalisé un petit score pour leur
premiere participation (0.8%). L'UDC a maintenu ses deux représentants malgré un
léger recul (19.8%, -2.3pp). Franz Ruppen (25'493 voix) a notamment réalisé un carton
dans le Haut, ou il termine devant les membre de la «famille C», alors que Jean-Luc
Addor a recu 17'535 voix. Deuxieme dans le Haut-Valais, le PDC Philipp Matthias Bregy
(21'689 voix) sera avec Ruppen I'un des deux germanophones a siéger a Berne lors de la
prochaine législature. Le jaune Thomas Egger (20'041 voix) a fait les frais du recul de
|'alliance du centre et n'aura pas |'occasion d'effectuer un mandat complet sous la
coupole. Ce sont Benjamin Roduit (25'601 voix) et le nouveau venu Sidney Kamerzin
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MOTION
DATUM: 24.09.2020
KAREL ZIEHLI

MOTION
DATUM: 03.06.2020
KAREL ZIEHLI

(25'602 voix) qui ont hérité des deux mandats dévolus au PDCVr. Pour étre précis, le
Rassemblement Citoyen Valais a récolté 1.5 pour cent des suffrages (+1.1pp). Malgré
|"augmentation du nombre de candidatures féminines, passées de 45 en 2015 & 90 en
2019, aucune femme n'a été élue pour reprendre le flambeau de Géraldine Marchand-
Balet & la chambre du peuple. Maigre consolation, I'élection de Marianne Maret a la
chambre haute permet a la députation valaisanne de compter au moins une
politicienne dans ses rangs pour la prochaine législature. ’

Wirtschaft

Landwirtschaft
Agrarprodukte

Le Conseil des Etats a décidé de transmettre une motion déposée par la sénatrice
Marianne Maret (pdc, VS) a la commission compétente (CER-CE) pour un examen
préalable. La sénatrice valaisanne souhaite imposer aux importateurs de vins étrangers
de vendre également des vins suisses, une mesure qui pourrait aider le secteur viticole
a surmonter la longue crise qu'il connait et qui s'est renforcée avec le Covid-19. @

Tierhaltung, -versuche und -schutz

La mise en place de la vidéosurveillance dans les abattoirs était au menu du Conseil
des Etats. Le socialiste zurichois Daniel Jositsch a, en effet, proposé a ses consceurs et
confreres de rendre obligatoire la surveillance vidéo dans ces endroits sensibles.
Aujourd'hui, I'exploitant.e de I'abattoir est dans I'obligation de désigner une personne
responsable de garantir le bon déroulement de I'étourdissement et de I'abattage de
|'animal. Cette personne est référente pour les vétérinaires officiels qui procedent a
des controles par sondage. Cette procédure contient des lacunes qui ont été soulevées
a de nombreuses reprises par des organisations de protection des animaux ayant
effectué des enregistrements vidéo de maniére clandestine. Chaque raté
d'étourdissement ou de saignée, non détecté par les vétérinaires, mene a une
souffrance énorme pour I'animal, souffrance qui n'a plus lieu d'étre selon le sénateur
zurichois. Pour appuyer son propos, Daniel Jositsch a cité un rapport délivré par
I'OSAV, qui constate que des problemes subsistent encore en Suisse, malgré une
|égislation sur la protection des animaux exigeante. Conscient que la vidéosurveillance
peut créer des difficultés en termes de protection des données et de droits de la
personnalité, le sénateur a proposé de la réduire aux zones les plus sensibles des
abattoirs. De plus, seules les autorités compétentes auraient acces & ces
enregistrements.

On l'apprenait dans les journaux, certains abattoirs filment d'ores et déja les étapes
sensibles de la mise a mort des animaux, & I'image de Micarna - propriété de Migros -
qui a mis en place un tel systéme dans ses locaux situés a Courtepin.

Deux membres du groupe du centre, Benedikt Wirth (SG) et Marianne Maret (VS) se
sont opposés a la motion lors des débats en chambre, tous deux considérant que cette
mesure est disproportionnée. La sénatrice valaisanne redoute également que cela ne
mene a une généralisation de la vidéosurveillance, des endroits comme les EMS, les
hopitaux ou les écoles n'étant pas exempt de scandales.

Le Conseil fédéral s'est également opposé a cette motion, Alain Berset a précisé qu'une
révision de I'ordonnance sur la protection des animaux (OPAn) lors de leur abattage
avait été initiée. L'exécutif considere qu'il faut analyser le probleme de maniére plus
globale, I'instauration d'une obligation de filmer n'ayant qu'une portée symbolique.

Au final, seul.e.s 5 sénatrices et sénateurs ont soutenu la motion Jositsch, tandis que
32 s'y sont opposé.e.s et 6 se sont abstenu.e.s. ?
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 26.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Noch bevor der Abstimmungskampf zur Anderung der direkten Bundessteuer zur
steuerlichen Beriicksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten, Uber die im Mai
2020 hatte abgestimmt werden sollen, richtig begonnen hatte, gab der Bundesrat im
Marz 2020 bekannt, die Abstimmung aufgrund des Corona-bedingten Lockdowns auf
September 2020 zu verschieben.

Die Abstimmungsvorlage umfasste zwei Aspekte: einerseits die im Titel aufgefuhrte
Erhdhung des Drittbetreuungsabzugs von CH 10'000 auf CHF 25'000, andererseits die
der Vorlage von der burgerlichen Parlamentsmehrheit hinzugefligte Erhéhung des
Kinderabzugs von CHF 6'500 auf CHF 10'000. Im Zentrum der Abstimmungskampagne
stand der zweite Aspekt, die Erhdhung des Kinderabzugs, wobei dieselbe Frage die
Diskussion dominierte, die schon im Rahmen der Parlamentsdebatte im Mittelpunkt
gestanden hatte: Wer profitiert von den Kinderabziigen? Zur Beantwortung dieser Frage
stitzten sich beide Seiten auf die Daten der ESTV, welche Finanzminister Maurer in der
Parlamentsdebatte prasentiert hatte.

Die Befurworterinnen und Beflrworter stellten den Nutzen der Vorlage fir den
Mittelstand in den Mittelpunkt ihrer Kampagne. «Der Mittelstand profitiert», warb etwa
die CVP auf ihrer Internetseite. Stlitze man sich auf die Definition des BFS fur
«Mittelstand», erhalte der Mittelstand 49 Prozent der Ermassigungen, argumentierte
Marianne Binder-Keller gegentiber dem Sonntagsblick. Gegen diese Darstellung wehrten
sich die Gegnerinnen und Gegner der Vorlage: Der (obere) Mittelstand profitiere zwar
auch, in erster Linie nitze die Vorlage aber vor allem den Gutverdienenden, kritisierten
sie: Je hoher das Einkommen, desto grosser sei der Spareffekt. 70 Prozent der
Gesamtentlastung kdmen so den 15 Prozent der Familien mit den héchsten Léhnen zu,
wéhrend 45 Prozent der Familien keine Entlastung erfahren wirden, da sie keine
Bundessteuern bezahlten. Gar als «Klientelpolitik» bezeichnete etwa das liberale
Komitee, vor allem bestehend aus Mitgliedern der GLP, die Vorlage. Noch einseitiger sei
die Verteilung schliesslich, wenn nicht nur die Familien, sondern alle Haushalte, also
auch die Alleinstehenden und die kinderlosen Paare, die ja ebenfalls von den
Steuerausféllen betroffen waren, bertcksichtigt wirden, betonte tberdies Jacqueline
Badran (sp, ZH). Berucksichtige man diese ebenfalls, profitierten lediglich sechs Prozent
aller Haushalte von 70 Prozent der Steuerausfélle. Man lasse jedoch den Mittelstand im
Glauben, dass er von der Vorlage profitiere, indem in der Debatte sowie im
Abstimmungsbtchlein jeweils das steuerbare Einkommen aufgefiihrt werde. Dies sei
«total irreflihrend» (Badran geméss Blick), da niemand die Héhe seines persdnlichen
steuerbaren Einkommens kenne. Die ESTV begriindete die Verwendung des steuerbaren
Einkommens jedoch damit, dass sich der tatsachliche Steuerbetrag beim
Bruttoeinkommen zwischen verschiedenen Personen stark unterscheiden kénne.
Obwohl die Befurworterinnen und Beflrworter immer betonten, dass die Mehrheit der
Familien profitiere, gab zum Beispiel Philipp Kutter (cvp, ZH), der die Erhéhung der
Kinderabztige im Nationalrat eingebracht hatte, in einem Interview gegentber der NZZ
unumwunden zu, dass die Vorlage auch eine Steuersenkung fur Gutverdienende
beinhalte: Uber den Steuertarif seien allgemeine Steuersenkung fiir Gutverdienende
«chancenlos», mehrheitsfahig sei einzig der «Weg Uber die Kinderabzlge».

Nicht nur der Mittelstand, sondern auch die Familien standen im Zentrum der Vorlage.
Diese mussten endlich unterstutzt werden, betonte Philipp Kutter, was mithilfe der
aktuellen Vorlage moglich sei: 60 Prozent aller Familien kénnten von einer Erhéhung
des Kinderabzugs profitieren. Dem entgegnete etwa die NZZ, dass die Familien in den
letzten Jahren stark entlastet worden seien (v.a. durch die Reduktion der Bundessteuer
fur Haushalte mit Kindern), deutlich stérker zumindest als Kinderlose. Brigitte Héberli-
Koller (cvp, TG) beflrwortete indes insbesondere, dass durch die aktuelle Vorlage alle
Familienmodelle unabhéangig der Betreuungsform entlastet wurden. Die Gesellschaft
habe als Ganzes ein Interesse daran, dass die Leute Kinder bekommen, ergénzte Kutter.
Familiare Strukturen seien fur die Gesellschaft wichtig, Uberdies sei man dadurch
weniger auf Zuwanderung angewiesen, die ja ebenfalls teilweise auf Ablehnung stosse.
Demgegentber wurde in der NZZ die Frage diskutiert, ob Kinderabzlige Uberhaupt
gerechtfertigt seien. So kdnne man es als private Konsumentscheidung ansehen, Kinder
zu haben; in diesem Falle wirden Kinderabzlige der Besteuerung nach wirtschaftlicher
Leistungsfahigkeit widersprechen. Es gabe aber einen politischen Konsens, dass das
Steuerrecht Kinderkosten berlcksichtigen solle. Die Entscheidung, wie diese
Unterstitzung erfolgen solle (durch degressiv wirkende Kinderabzlge, neutral wirkende
Abzlige vom Steuerbetrag oder durch progressiv wirkende Kinderzulagen zum
Erwerbseinkommen), sei dann eine weitere, umverteilungspolitische Entscheidung.
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Ein weiteres Argument der Gegnerinnen und Gegner der Erhéhung des Kinderabzugs lag
in den daraus folgenden hohen Kosten: Die Vorlage verursache voraussichtlich fast
40mal héhere Kosten, als fur die Erhéhung des Drittbetreuungsabzugs geplant worden
war, und Ubertreffe damit auch die Kosten der medial deutlich umstritteneren
Verlangerung des Vaterschaftsurlaubs. Dadurch sei zuklnftig weniger Geld fur andere,
sinnvollere Projekte vorhanden, argumentierten sie. SP, Grine und die Kritikerinnen
und Kritiker der Vorlage aus der FDP stellten dabei insbesondere die
Individualbesteuerung in den Mittelpunkt. Dieser sprachen sie eine deutlich grossere
Wirkung auf die Erwerbstéatigkeit von Frauen zu als den Drittbetreuungsabztigen. Da sie
aber ebenfalls zu hohen Steuerausféllen flhren wirde, beflirchteten sie, dass die
Abschaffung der Heiratsstrafe bei Annahme der aktuellen Vorlage auf die lange Bank
geschoben wirde, weil kein Geld mehr vorhanden ware. Verstarkt wurde dieses
Argument durch die hohen Kosten zur Bewaltigung der Corona-Pandemie: Hatte der
Bundesrat wahrend der Budgetdebatte fiirs Jahr 2020 noch mit einem Uberschuss von
CHF 344 Mio. gerechnet, wurde jetzt ein Defizit Uber CHF 20 Mrd. erwartet. Die Medien
vermuteten von diesem Defizit nicht nur Auswirkungen auf die Vorlage zum
Drittbetreuungs- und zum Kinderabzug, sondern auch auf die gleichzeitig
stattfindenden  Abstimmungen zu den Kampfflugzeugen und Uber den
Vaterschaftsurlaub. «Angesichts enormer Zusatzlasten kann sich unsere Gesellschaft
erst recht keine Steuergeschenke mehr leisten, die nichts bringen», argumentierte
etwa GLP-Nationalrat Thomas Brunner (glp, SG). Das sahen die Beflirwortenden anders,
Philipp Kutter etwa betonte: «Das wird den Bund nicht umbringen».

Schliesslich waren sich Befurwortende und Gegnerschaft nicht einig, inwiefern das
urspringliche Ziel der Vorlage, die Forderung der Beschaftigung hochgebildeter
Personen, insbesondere von Frauen, durch die Ergénzung der Kinderabzlge gefordert
wird. Raphaela Birrer argumentierte im Tages-Anzeiger, dass die Erhdhung der
Kinderabzlige die Anreize zur Erhéhung der Erwerbstéatigkeit verstéarke. In einer Studie
zur Wirkung der beiden Abzige (Kinderabzug und Drittbetreuungsabzug) auf die
Erwerbstatigkeit bestatigte Avenir Suisse diesen Effekt nur bedingt: Zwar senkten beide
Abzlige den Grenzsteuersatz (also die Besteuerung von zusétzlichem Einkommen) und
forderten damit die Erwerbstatigkeit, jedoch sei der entsprechende Effekt des
Kinderabzugs gering. Zudem senke er auch den Grenzsteuersatz von
Einverdienerhaushalten, wodurch die Erwerbstatigkeit von Frauen nicht gesteigert
werde. Von der Erhéhung des Betreuungskostenabzugs sei hingegen ein deutlich
starkerer Effekt auf die Erwerbstatigkeit zu erwarten, damit kénne der Anreiz des
aktuellen Steuersystems flur Zweitverdienende, nicht oder nur wenig zu arbeiten,
gemildert werden. Die GLP stellte entsprechend insbesondere diesen Aspekt in den
Mittelpunkt und sprach von einer Mogelpackung, weil die Vereinbarkeit von Beruf und
Familie durch die Erhéhung des Kinderabzugs nicht verbessert werde. Nationalratin
Christa Markwalder (fdp, BE), die sich ebenfalls im liberalen Komitee engagierte, reichte
im Juni 2020 eine parlamentarische Initiative (Pa.lv. 20.455) ein, mit der sie das
Originalanliegen der Vorlage, also den Drittbetreuungsabzug, erneut aufnahm. Damit
sollte dieser bei einer Ablehnung der Vorlage moglichst schnell verwirklicht werden
kénnen.

Die Frage, ob die Vorlage Anreize zur Erhéhung der Erwerbstatigkeit beinhalte oder
nicht, hatte aber noch eine zweite Komponente. So stérte sich die Weltwoche
Uberhaupt daran, dass das Steuerrecht «fir alle moglichen Zwecke instrumentalisiert>»
werde. Es sei nicht daflir da, «bestimmte Lebensmodelle zu férdern», argumentierte
Katharina Fontana. Zudem sei es unmdglich, Steuergerechtigkeit herzustellen, zumal
sich niemand jemals gerecht besteuert fuhle.

Bezuglich der Komitees gibt es weniger zu sagen. Auf der Beflirworterseite der Vorlage
standen insbesondere die CVP und die SVP. Ja-Parolen gaben auch die BDP, EVP und
die FDP.Liberalen aus, unterstitzt wurden sie vom Gewerbeverband. Die Medien
interessierten sich indes insbesondere fur die Position der Freisinnigen, zumal sie die
Vorlage im Parlament anfangs bekampft, ihr mit ihrem Meinungswandel dann aber zum
Durchbruch verholfen hatten. Nun wolle sich die Partei nicht an der Kampagne
beteiligen, so die WOZ, zumal sie intern gespalten war: Einzelne Personen, darunter
Stédnderat Andrea Caroni (fdp, AR) und Nationalratin Christa Markwalder, sprachen sich
gegen die Vorlage aus und beteiligten sich gar am liberalen Nein-Komitee. Dieses setzte
sich insbesondere aus Mitgliedern der GLP zusammen und kdmpfte vor allem dagegen,
dass die «Mogelpackung» viel koste, aber keine oder gar negative Auswirkungen hatte.
Damit wirden «keine Anreize fur arbeitstatige Elternteile geschaffen», betonte Kathrin
Bertschy (glp, BE). Auf linker Seite kdmpften vor allem die SP und die Griinen, welche
die Unterschriften fir das Referendum gesammelt hatten, fir ein Nein. Unterstitzt
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wurden sie von den Gewerkschaften, aber auch Avenir Suisse sprach sich gegen die
Kinderabziige aus. Stimmfreigabe erteilten hingegen unter anderem die FDP Frauen. Sie
beflirworteten zwar den Drittbetreuungsabzug, storten sich aber an den hohen Kosten
des Kinderabzugs, durch den das wichtigere Projekt der Individualbesteuerung weiter
hinausgeschoben werde. Auch der Arbeitgeberverband entschied sich fur
Stimmfreigabe, nachdem er das Projekt im Parlament noch bekampft hatte, da es
«kaum zu einer stérkeren Arbeitstatigkeit der Eltern beitrage», wie der Blick berichtete.
Dasselbe geschah mit Economiesuisse, der das Kosten-Nutzen-Verhéltnis der Vorlage
anfangs zu wenig ausgewogen gewesen sei. Der Sonntags-Blick vermutete, dass sich die
Verbéande nicht zu einer Nein-Parole hatten durchringen kénnen, da das Referendum
«aus dem falschen politischen Lager» stammte. Interessant war fir die Medien
schliesslich auch die Position des Bundesrates, insbesondere von Finanzminister
Maurer. Dieser hatte die Vorlage im Parlament mit deutlichen Worten bekdmpft, vertrat
nun aber - wie im Gesetz fur politische Rechte geregelt - die Position des Parlaments.
Ersteres hatte er so gut getan, dass sich auch die NZZ nicht sicher war, ob er denn nun
die Vorlage personlich beflrworte, wie seine Partei, oder sie ablehne.

Der Abstimmungskampf zur Vorlage verlief ungemein schwach. So stand sie deutlich im
Schatten der Corona-Pandemie sowie der anderen vier Vorlagen. Sie wurde gemass
Analysen vom Fég und von Année Politique Suisse einerseits nur sehr schwach in
Zeitungsinseraten beworben und andererseits auch in den Medien vergleichsweise
selten thematisiert. Die briefliche Stimmabgabe deutete anfanglich auf massiges
Interesse am Super-Sonntag hin, wie der Abstimmungstag mit funf Vorlagen in den
Medien genannt wurde. Die SP schaltete sieben kurze Animationsfilme und gab ein
Comic-Heftchen zu den Filmen aus, um zu verhindern, dass die Vorlage untergeht. Die
ersten Vorumfragen Mitte August 2020 zeigten dann auch, dass die Meinungsbildung
zur Vorlage noch nicht weit fortgeschritten war. Auf diese Tatsache wurde in den
entsprechenden Berichten das Zwischenergebnis, wonach die Sympathisierenden von
SP und Grlinen die Vorlage mehrheitlich beflrworteten, zurtckgefuhrt.
Besserverdienende gaben zu diesem Zeitpunkt an, der Vorlage eher zuzustimmen.
Christian Levrat (sp, FR) hoffte, diese Personen durch die Kampagne noch umstimmen
zu kénnen. Die erste Tamedia-Umfrage ergab insgesamt eine Zustimmung («daflr»
oder «eher daflir») von 55 Prozent und eine Ablehnung von 37 Prozent, wahrend die
SRG-Vorumfrage mit 51 Prozent zu 43 Prozent zu ahnlichen Ergebnissen kam. Diese
Zahlen kehrten sich bis zum Termin der letzten Welle Mitte September um: Die
Tamedia-Umfrage ergab eine Zustimmung von 46 Prozent und eine Ablehnung von 51
Prozent, die SRG-Umfrage eine von 43 Prozent zu 52 Prozent. Bei den
Sympathisierenden von SP und Grunen war die Zustimmung vom ersten zum zweiten
Termin gemass SRG-Umfragen um 19 respektive 14 Prozentpunkte gesunken, bei den
Sympathisierenden der GLP ebenfalls um 12 Prozentpunkte. Bei den Ubrigen Parteien
nahm sie ebenfalls leicht ab.

Das Resultat der Abstimmung zur Anderung der direkten Bundessteuer iber die
steuerliche Berlcksichtigung der Kinderdrittbetreuungskosten war schliesslich
deutlicher, als die Vorumfragen und die Ausgangslage viele Kommentatorinnen und
Kommentatoren hatten vermuten lassen: Mit 63.2 Prozent Nein-Stimmen lehnte das
Stimmvolk die Vorlage mit einer vergleichsweise hohen Stimmbeteiligung von 59.2
Prozent deutlich ab. Dieses Nein lasse jedoch einigen Interpretationsspielraum,
betonten die Medien. So gab es zwischen den Kantonen doch betrachtliche
Unterschiede: Am kritischsten zeigte sich die Stimmbevélkerung im Kanton Appenzell-
Ausserrhoden (28.1%), gefolgt von denjenigen in Appenzell-Innerrhoden (29.3%) und
Bern (29.5%), am hochsten lag die Zustimmung im Tessin (52.0%) und in Genf (50.1%),
beide Kantonsbevodlkerungen hatten die Vorlage angenommen. Allgemein wurde gemass
BFS ersichtlich, dass die italienischsprachige (52.0%) und die franzdsischsprachige
Schweiz (48.5%) der Vorlage deutlich mehr abgewinnen konnten als die
Deutschschweiz. Kaum Unterschiede waren zwischen Stadt und Land erkennbar: Die
l&dndlichen Regionen (35.3%) lehnten die Vorlage ahnlich stark ab wie die Kernstadte
(35.8%). Das Resultat kénne nicht mit dem Links-Rechts-Schema erklart werden,
betonte die NZZ. Stattdessen seien vor allem die persoénliche Einstellung zur
Familienpolitik und zur Rolle des Staates relevant gewesen. Die externe
Kinderbetreuung wiirde in der Romandie stéarker akzeptiert und durch den Staat starker
unterstitzt als in der Deutschschweiz, betonte denn auch CVP-Standeratin Marianne
Maret (cvp, VS) gegenliber der NZZ. Entsprechend habe in der Westschweiz vor allem
der Drittbetreuungsabzug im Mittelpunkt gestanden, wahrend in der Deutschschweiz
hauptséachlich Uber den Kinderabzug diskutiert worden sei, stellte SP-Nationalratin
Franziska Roth (sp, SO) fest. Eine zu spate Kampagne in der Romandie machte
schliesslich SP-Nationalrat Roger Nordmann flr den hohen Anteil Ja-Stimmen in der
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DATUM: 31.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

franzdsischsprachigen Schweiz verantwortlich. Christian Levrat erachtete das Ergebnis
insgesamt als Absage des Volkes an die burgerliche Steuerpolitik und als Ausblick auf
andere burgerliche Projekte zur Abschaffung der Stempelabgabe, der Industriezélle,
des Eigenmietwerts oder der Heiratsstrafe. Stattdessen mussten nun Familien mit
tiefen und mittleren Einkommen entlastet werden, insbesondere durch die Senkung der
Krankenkassenprémien und die kostenlose Bereitstellung von Kita-Platzen. Philipp
Kutter wollte die Entlastung von Familien weiterverfolgen und plante anstelle des
Kinderabzugs einen Abzug vom Steuerbetrag. Dass neben der Erhéhung des
Kinderabzugs auch die Erhdhung des Drittbetreuungsabzugs gescheitert war, erachtete
Christa Markwalder nicht als entmutigend und setzte auf ihre eingereichte
parlamentarische Initiative. Anders als bei der ersten Behandlung des Themas im
Nationalrat, als sich die SP- und die Grine-Fraktion gegen Eintreten ausgesprochen
hatten, kiindigte Christian Levrat an, die parlamentarische Initiative zu unterstutzen.
Dies sei aber nur ein erster Schritt, zusatzlich brauche es auch Ldsungen, die sich fur
die Mehrheit der Bevélkerung auszahlten.

Abstimmung vom 27. September 2020

Beteiligung: 59.2%
Ja: 1'164'415 (36.8%)
Nein: 2'003'179 (63.2%)

Parolen:

- Ja: BDP (1*), CVP, EVP (1*), FDP (1*), SVP; SGV

- Nein: EDU, GLP (1*), GPS, PdA, SD, SP; SGB, SSV, Travail.Suisse, VPOD
- Stimmfreigabe: Economiesuisse, SAV

* Anzahl abweichender Kantonalsektionen ™

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Der Standerat stimmte der Motion Nantermod (fdp, VS) <«Elektrofahrrader.
Gesetzgebung an die Verwendung im Tourismus anpassen> in der Wintersession 2020
stillschweigend zu, nachdem Marianne Maret (cvp, VS) fir die Kommission noch einmal
die Vorteile der Motion erladutert hatte, welche vor allem in der gesteigerten
touristischen Attraktivitat der Schweiz als «Veloland>» lagen. ™

Sozialpolitik

Soziale Gruppen
Soziale Gruppen

Rétrospective 2020: Groupes sociaux

Pendant plusieurs années consécutives, la politique d'asile occupait le premier plan des
discussions parlementaires au sujet des groupes sociaux. Cette année, comme par
ailleurs la précédente, la question des personnes réfugiées est restée plus en retrait. La
restructuration du domaine de I'asile terminée trop récemment pour qu'il soit possible
de bénéficier d'un recul suffisant pour en faire la critique est sans doute une partie de
|'explication, de méme que les mouvements populaires d'égalité des genres et
d'orientation sexuelle, qui ont réussi a faire entrer leurs themes sous la coupole.

Politique a I'égard des étrangers: Au printemps 2020, le Conseil national a
définitivement liquidé la question du délit de solidarité. Il a refusé de donner suite a
I'initiative parlementaire Mazzone, qui voulait réintroduire la notion de motifs
honorables, atténuant voire annulant la peine en cas d'aide au séjour illégal (art. 116 LEI).
Deux pétitions émanant d'organisations de la société civile avaient été déposées en
soutien a l'initiative, en vain. Du coté de la droite, la question de la régulation de
I'immigration est restée d'actualité. Le député Philippe Nantermod a réussi a faire
accepter un postulat demandant au Conseil fédéral de réfléchir sur une adaptation des
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contingents de personnes étrangéres qui pourraient absorber les besoins de
|"économie, tandis que I'UDC n'a pu que constater I'échec dans les urnes de son
initiative de limitation.

Qu'a cela ne tienne, I'UDC aura I'occasion de proposer des limitations supplémentaires
dans le cadre de la politique d'asile. Bien que recalée sous sa forme parlementaire,
I'initiative promue par Luzi Stamm, qui vise a privilégier I'aide sur place plutot qu'un
accueil sur le territoire suisse, sera proposée prochainement au peuple. Pour la
deuxieme année consécutive, I'asile n'a pas occupé la place principale parmi les sujets
les plus abordés dans ce chapitre. La récente restructuration du domaine de l'asile -
absence de recul - ou encore la prégnance des thémes liés a la situation sanitaire
peuvent expliquer cette baisse d'intérét des parlementaires. Cependant, quelques
objets ont quand méme été discutés, d'un point de vue principalement sécuritaire par
la droite, et sous un aspect humanitaire et de défense des droits humains par la
gauche. Des sanctions plus lourdes pour les requérant-e-s d'asile mineur-e-s
considérés comme réfractaires ont été refusées, tandis que la possibilité de contrbler
les téléphones portables (initiative Rutz) et la substitution de la détention
administrative par un bracelet électronique (motion Nantermod) ont passé les
premieres étapes vers une acceptation. En revanche, l'initiative Mdller, qui visait a
réduire le droit au regroupement familial pour rendre opératoire le permis S a échoué
au deuxieme conseil.

Plusieurs objets parlementaires souhaitaient mettre un terme a la détention
administratives des enfants. Seule une initiative cantonale genevoise a passé la rampe,
d'un cheveu, au Conseil national. L'initiative Mazzone et le postulat Quadranti (pbd, ZH)
ont été refusées et respectivement retirées.

Alors que la présidente de la Commission européenne, Ursula von der Leyen présentait
le «nouveau pacte sur la migration et la solidarité», censé succéder aux Accords de
Dublin en matiere d'asile, une motion de la CIP-CN demandait au Conseil fédéral de
s'engager au niveau européen pour venir en aide aux personnes dans les camps de la
mer Egée ainsi que pour une réforme de ces accords.

Dans le domaine de la politique d'égalité de genre et d'orientation sexuelle, quelques
pas décisifs ont été franchis. Au terme d'une longue campagne, placée sous le signe du
compromis (deux semaines au lieu de quatre prévu par l'initiative retirée), la population
votante a accepté un congé paternité, financé par les APG. Plusieurs objets concernant
|'"égalité dans le monde du travail ont également été traités. Un postulat Marti
demandant une recension précise et réguliere des différences de salaire entre hommes
et femmes, a été adopté par le Conseil national. En revanche, ce méme conseil a refusé
d'entrer en matiere sur quatre initiatives proposant de mettre en ceuvre des
mécanismes contraignant pour atteindre I'égalité salariale. Suite a ces refus, la CSEC-
CN a décidé de lancer sa propre initiative demandant la transmission des résultats des
analyses des inégalités de salaire a la Confédération. Il en a été de méme pour une
motion Reynard qui souhaitait sanctionner plus durement les licenciements pour cause
de grossesse ou de maternité. Par contre, un postulat Moret (plr, VD), demandant un
recensement des besoins et de I'offre en matiere de conseil pour faciliter la réinsertion
professionnelle des femmes qui ont cessé de travailler pour des raisons familiales a été
accepté par la chambre basse en septembre.

Deux victoires d'étape pour les personnes homosexuelles. D'abord, les deux conseils
ont accepté l'initiative vert'libérale pour le mariage pour toutes et tous. Puis, suite a la
votation populaire du 9 février, les propos homophobes seront désormais punis, au
méme titre que les injures racistes; les attaques contre les personnes transgenres ne
sont toutefois pas concernées par le projet, selon le compromis trouvé en chambres. Il
devrait par contre étre plus facile pour elles de changer de sexe a I'état civil, grace aux
travaux parlementaires actuellement menés en ce sens.

La lutte contre les violences faites aux femmes est restée au point mort au Conseil
national, quatre objets qui allaient dans ce sens ont échoué. Deux initiatives
parlementaires, déposées par la députée UDC Céline Amaudruz voulaient considérer
|'atteinte fondée sur I'appartenance au sexe féminin ou & un corps de police comme
des circonstances aggravantes et renforcer la protection de ces personnes. Le Conseil
national a refusé d'y donner suite. Une motion qui visait a octroyer un permis de séjour
aux victimes de violences, dans le sens de la Convention d'Istanbul, a été classée, faute
de traitement dans un délai de deux ans. Enfin, la chambre basse a refusé de donner
suite a une initiative parlementaire Wasserfallen (plr, BE), qui voulait augmenter

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.21

1



MOTION
DATUM: 17.12.2020
SOPHIE GUIGNARD

MOTION
DATUM: 24.09.2020
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|'indemnité maximale due a la victime en cas de harcélement sexuel au travail.

Si la politique familiale a trouvé un large écho dans la presse durant cette année 2020,
c'est principalement d0 a la votation sur le congé paternité. Au Parlement, I'autre
événement notoire est I'avancée des travaux sur l'allocation familiale en cas d'adoption,
a savoir un congé parental de deux semaines, qui avaient été lancés en 2013 par le PDC
Marco Romano. Aprés I'entrée en matiere par la chambre basse, il appartient au Conseil
des Etats de statuer sur le projet.

Un rapport sur les moyens de prévenir la violence sur les personnes agées a été publié
en septembre 2020. Au sujet de la politique concernant les personnes en situation de
handicap, le Conseil des Etats a adopté un postulat Maret demandant d'investiguer les
possibilités d'attribuer aux proches aidants une allocation perte de gain, notamment
lors de la situation sanitaire particuliére liée au coronavirus.

Pandémie mondiale oblige, les débats sociétaux ont beaucoup tourné autour des
mesures prises pour contrer la propagation du virus. Les milieux défenseurs du droit
d'asile ont notamment dénoncé les conditions de vie des personnes requérantes logées
dans des centres. |l a également beaucoup été question de la possible augmentation
des violences domestiques, provoquée par les mesures de confinement. Pour les
familles avec enfants, la prise en charge de ceux en dehors du foyer a été au centre de
beaucoup de discussions. Cette question des conséquences, parfois inégales sur les
différents groupes sociaux, des mesures sanitaires ont trouvé un écho au Parlement.
Deux postulats, déposés par les socialistes Tamara Funiciello et Schneider Schuttel
demandaient I'examen de ces effets, respectivement sur les groupes sociaux minorisés
et sur les femmes en particulier. Les deux textes ont été combattus par I'UDC et refusé
par le Conseil national. "

Migrationspolitik

Sur une motion d'ordre de Charles Juillard, le Conseil des Etats a transmis a la
commission compétente la motion Baume-Schneider qui demandait, dans le cadre de
crises telles que celle du coronavirus, la prise en compte des difficultés des personnes
sans statut légal. En effet, lors des premiéres mesures de semi-confinement, les files
d'attentes aux distributions de nourriture ont marqué I'opinion publique. Il s'agissait |a
de beaucoup de personnes au statut précaire, dont I'impossibilité de travailler ne
pouvait pas étre compensée par le filet social prenant en charge les personnes
bénéficiant d'un statut stable. La sénatrice a profité de la discussion sur sa motion pour
préciser que le statut Iégal comprenait aussi les situations dans lesquelles, méme si
|'autorisation de séjour est garantie, celle de travailler ne I'est pas, comme par exemple
les personnes travaillant dans I'économie domestique, la restauration ou les travailleurs
et travailleuses du sexe. ®

Frauen und Gleichstellungspolitik

In der Herbstsession 2020 behandelte der Nationalrat die Motion Maury Pasquier (sp,
GE; Mo. 19.4270), inzwischen Ubernommen von Liliane Baume-Schneider (sp, JU), fur
die Schaffung einer Betriebszulage bei Mutterschaftsentschadigung von
Selbstéandigerwerbenden, obwohl er die gleichlautende Motion Marti (sp, ZH; Mo.
19.4110) bereits im Vorjahr angenommen hatte. Weder im Kommissionsbericht noch im
Rat wurde jedoch die Annahme der Motion Marti durch den Nationalrat erwéahnt. Im
Unterschied zu damals lag nun ein Minderheitsantrag der Kommission auf Ablehnung
vor: Die Minderheit erachtete eine weitere Belastung der EO finanzpolitisch als nicht
tragbar. Mit 128 zu 44 Stimmen (bei 7 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat aber
erneut fUr das Anliegen aus; die ablehnenden Stimmen stammten von der Mehrheit der
SVP-Fraktion sowie von zwei Mitgliedern der CVP. "
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La campagne d'information et de sensibilisation contre le sexisme proposée par
Regula Rytz (verts, BE) au Conseil national et acceptée par les député-e-s, n'a pas passé
la rampe au Conseil des Etats. Le résultat du vote a été trés serré: 21 voix contre 20,
sans abstention. Le «scandale de la RTS» & savoir la révélation par le journal Le Temps
de faits de harcélement sexuels perpétrés au sein de la RTS, notamment par I'un de ses
présentateurs les plus populaires, Darius Rochebin, ainsi que I'attitude de la hiérarchie,
qui a selon le journal couvert les faits et protégé les agresseurs, a été cité a plusieurs
reprises pendant le débat. Les oppositions a la motion sont & chercher notamment du
coté de I'UDC et du PLR. La sénatrice Johanna Gapany (plr, FR), qui faisait partie de la
minorité de la commission opposée a la motion, s'est fait épingler dans la presse du
canton de Fribourg, qu'elle représente aux Etats, pour avoir été la seule femme du
Conseil a voter contre la campagne. Elle a finalement accordé un entretien au
quotidien, ou elle a exposé les raisons de son vote, qui a fait basculer le résultat. Selon
la sénatrice, une campagne de prévention n'est pas une mesure suffisamment
concreéte. Elle se défend d'ailleurs d'étre féministe, estime que considérer qu'elle doit
accepter toutes les mesures contre le sexisme parce qu'elle est une femme est une
forme de discrimination et enfin que le sexisme ne concerne pas tout le monde. Les
sénatrices Maret (pdc, VS) et Mazzone (verts, GE) se sont déclarées «atterrée» et «tres
fachée» par le résultat du vote. ®

Menschen mit Behinderungen

Le Conseil des Etats a adopté, lors de la session d'automne 2020, un postulat de la
sénatrice Marianne Maret (pdc, VS), qui demandait au Conseil fédéral d'examiner la
possibilité d'étendre le droit a I'allocation perte de gain (APG) aux proches aidants
d'adultes en situation de handicap. Ce débat s'inscrit dans le contexte post premiere
vague du coronavirus. En perspective d'une éventuelle deuxieme vague nécessitant un
confinement, la motion a recueilli 28 votes favorables, 10 oppositions et une
abstention.

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung
Berufsbildung

Der Standerat befasste sich in der Sommersession 2020 als Erstrat mit dem neuen
Bundesgesetz iiber die Eidgendssische Hochschule fiir Berufsbildung. Matthias Michel
(fdp, ZG) erérterte dem Plenum die Uberlegungen, die sich die WBK-SR in ihren
Sitzungen zu diesem Geschéaft gemacht hatte. So seien einige Kommissionsmitglieder
anfangs skeptisch gewesen, mit der Eidgendssischen Hochschule fir Berufsbildung eine
neue padagogische Hochschule (PH) zu schaffen, obwohl schon zahlreiche andere PH
bestinden. Zudem wollte die Kommission im Bereich der Berufsbildung eine
Verakademisierung vermeiden. Durch die von der Kommission eingeladenen
Institutionen sowie aufgrund der kommissionsinternen Diskussionen konnten diese
Bedenken aber ausgeraumt werden respektive ihnen mit einigen Préazisierungen im
Gesetz Rechnung getragen werden.

So konnte geklart werden, dass das EHB schweizweit der bedeutendste Anbieter im
Berufsbildungsbereich sei. Von grosser Wichtigkeit sei ausserdem, dass sich das EHB
auch der Forschung und Entwicklung widme. Schliesslich sei es fur viele Organisationen
und  Verbéande in der Berufsbildung von Relevanz, dass es auch
Berufsbildungsexpertinnen und -experten mit Bachelor- und Masterabschllissen gebe,
so Michel in seinem Votum. Daher sei die Verortung und Akkreditierung als PH sinnvoll.
Michel flihrte weiter aus, dass fur das EHB weiterhin die berufspadagogische
Ausbildung von Lehrpersonen fur die berufliche Grundbildung und flur die hohere
Berufsbildung im Zentrum stehe. Der starke Bezug zur Arbeitswelt bleibe also bestehen.
Damit diese Uberlegungen auch rechtlich wirksam werden, beantragte die Kommission
zwei Anderungen am bundesratlichen Vorschlag: Vor dem Hintergrund der Diskussion
um eine mogliche Akademisierung der Lehrgénge am EHB beantragte sie, dass das EHB
auf der operativen Ebene die Zusammenarbeit mit den Kantonen und den
Organisationen der Arbeitswelt institutionalisiere. Zudem forderte die WBK-SR, dass
der Bundesrat bei der Festlegung der strategischen Ziele des EHB den Einbezug der
Organisationen der Arbeitswelt regle.

Diesen beiden Anderungswiinschen der WBK-SR stimmte die kleine Kammer zu. Einen
Minderheitsantrag Baume-Schneider (sp, JU) zu den Mitwirkungsrechten der
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Studierendenverbande lehnte sie jedoch ab. Dieser héatte die aktuell bestehenden
Studierendenverbande spezifisch im Gesetzestext aufgefuhrt. Diese seien aber durch
die Auflistung der Hochschulangehdrigen bereits implizit mitgemeint, wie
Bildungsminister Parmelin entgegnete.

In der Gesamtabstimmung nahm der Standerat das Geschaft einstimmig mit 42 zu O
Stimmen an. "

Hochschulen

Der Standerat behandelte in der Herbstsession 2020 die Anderung des ETH-Gesetzes
und schuf dabei einige Differenzen zum Nationalrat, der das Geschaft im Sommer 2020
diskutiert hatte. Die kleine Kammer hiess die Revision des Gesetzes grundsatzlich gut,
Eintreten wurde denn auch ohne Gegenantrag beschlossen und in der
Gesamtabstimmung wurde das Gesetz einstimmig gutgeheissen.

Eine erste Differenz schuf der Stédnderat bei der Beschwerdemoglichkeit gegen
aufsichtsrechtliche Massnahmen des ETH-Rates vor dem Bundesverwaltungsgericht. Er
entschied hier auf Linie Bundesrat und schloss diese Beschwerdemoglichkeit gegen
verbindliche Weisungen des ETH-Rates aus. Eine Minderheit Baume-Schneider (sp, JU),
welche dem Entscheid des Nationalrates folgen wollte, blieb chancenlos. Eine weitere
Differenz schuf das Stockli mit der Annahme eines Einzelantrags von Thomas Hefti (fdp,
GL), geméass welchem die ETH-Beschwerdekommission kiinftig vom Bundesrat und
nicht vom ETH-Rat selber gewahlt werden soll. Schliesslich entschied der Standerat
auch, dass die Aufnahmen, welche im Rahmen der Videolberwachung entstehen, nicht
nur in Verfahren, sondern anonymisiert auch zur Schulung und zur Unfallverhltung
verwendet werden dirfen. Die grosse Kammer hatte diese weitere Nutzung aus der
Vorlage gestrichen. Als néchstes wird sich wiederum der Nationalrat mit der Vorlage
befassen. ™

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Nach dem Nationalrat befasste sich auch der Standerat in der Herbstsession 2020 mit
den Beratungen zur Kulturbotschaft 2021-2024. Grundlegend unterstitze die WBK-SR
die Stossrichtung, die der Bundesrat vorgeschlagen hatte. Sie sei eine konsequente
Weiterfuhrung der strategischen Schwerpunkte der letzten Kulturbotschaft 2016-2020,
eréffnete Kommissionssprecher Matthias Michel (fdp, ZG) die Eintretensdebatte. So
schatze die Kommissionsmehrheit etwa insbesondere die Férderung des in der letzten
Kulturbotschaft eingefiihrten Programms «Jugend und Musik». Kulturminister Alain
Berset betonte, dass der Bundesrat in Anbetracht der Covid-19-bedingten Probleme im
Kulturbereich auf Kontinuitdt setzen und auf den Grundsdtzen der letzten
Kulturbotschaft aufbauen mochte - namentlich bei der Starkung der kulturellen
Teilhabe, dem sozialen Zusammenhalt und der Unterstlitzung des kreativen Schaffens
und der Innovation. Fur die Diskussionen sei es aber zentral, dass die Corona-
Notfallhilfen die zuklinftige Forderung der Kultur nicht beeinflussten.

Umstritten waren, wie bereits im Nationalrat, einzig die Anderungen im Filmgesetz,
weshalb die WBK-SR in Absprache mit ihrer Schwesterkommission und dem Bulro-SR
entschieden hatte, den «heissen Streifen» (Michel) ausserhalb der Kulturbotschaft zu
behandeln. Auch der Bundesrat sprach sich fur die Herauslésung der Revision des
Filmgesetzes aus, da die Vorlage bereits in der Vernehmlassung umstritten gewesen sei.
Entsprechend trat der Standerat seiner Kommission folgend ohne Gegenantrag auf alle
vom Bundesrat vorgeschlagenen acht Finanzierungsbeschllisse - welche sich insgesamt
auf Kosten von CHF 934.5 Mio. beliefen - und auf vier der finf Gesetzesédnderungen
ein.

In der Detailberatung zeigte sich die grundlegende Zustimmung zum Entwurf. So folgte
der Stédnderat mehrheitlich den Vorschlagen des Bundesrates oder den Beschlissen
des Nationalrates, welcher hauptsachlich Anderungen an der Hoéhe der
Finanzierungsbeschlisse vorgenommen hatte. Insgesamt schuf der Standerat nur zwei
Differenzen zum Nationalrat.

Eine erste Differenz schuf der Stéanderat bei der Hohe der Finanzhilfen des BAK. Der
Bundesrat hatte hierfir Gelder in der Hohe von CHF 145.1 Mio. vorgesehen, der
Nationalrat hatte diesen Betrag jedoch zugunsten von «Memoriav» um CHF 1.2 Mio.
erhoht. Eine Minderheit Baume-Schneider (sp, JU) wollte den Betrag fuir Memoriav
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aufgrund von dessen zentraler Rolle im audiovisuellen und akustischen Bereich gemass
Nationalrat erhdhen.

Dieselbe Minderheit forderte eine Erhéhung der Finanzhilfen fur die «Fotostiftung der
Schweiz» um CHF 800'000. So habe etwa die EDK darauf hingewiesen, wie wichtig
Erinnerungspolitik sei, welche die schweizerische Fotostiftung durch regelmassige
Ausstellungen zu wichtigen Fotobestanden des Bundes férdere.

Gemaéss Kommissionssprecher Michel wollte eine knappe Mehrheit der WBK-SR in
beiden Punkten der Fassung des Bundesrates folgen. Zum einen erachtete die Mehrheit
eine Erhéhung der Mittel zugunsten von Memoriav nicht als nétig, da die SRG neu selbst
fur die Archivierung ihres Materials verantwortlich sei, wodurch der Bundesauftrag
kleiner geworden sei fur die Organisation. Zum anderen sehe die Mehrheit ein, dass bei
der Schweizer Fotostiftung zwar Finanzbedarf bestehe, aber die bei Memoriav frei
gewordenen finanzielle Mittel kénnten die Kosten der Schweizer Fotostiftung
zumindest grosstenteils auffangen, wie Michel argumentierte. Berset flgte hinzu, dass
in der Fassung des Bundesrates bereits eine Erhohung der Mittel um CHF 800'000 fur
die Schweizer Fotostiftung enthalten seien. In der Folge hiess der Standerat nur die
Erhdhung des Betrags flr die schweizerische Fotostiftung mit 35 zu 4 Stimmen (bei 1
Enthaltung) gut.

Im Bereich Sprache und Verstindigung befasste sich der Stédnderat mit zwei
Minderheitsantragen fir eine Erhéhung des Budgets und schuf eine weitere Differenz
zum Nationalrat. Die Mehrheit der WBK-SR wollte hier der bundesratlichen Version
folgen, welche einen Zahlungsrahmen von CHF 68.8 Mio. vorgesehen hatte. Eine
Minderheit | Carobbio Guscetti (sp, Tl) verlangte, dem Nationalrat zu folgen, der fur die
Forderung der ratoromanischen Sprache zusatzlich CHF 1.2 Mio. zugesagt hatte. Diese
Vorlage sei ein «Kernelement der Kulturbotschaft», da es hier um die Stérkung des
nationalen Zusammenhalts durch die Férderung der Mehrsprachigkeit gehe,
begriindete die Minderheitensprecherin ihren Antrag. Es sei wichtig, dass auch der
grosse Teil der ratoromanisch sprechenden Menschen, die ausserhalb des Kantons
Graublinden lebten, geférdert wirden, woflr es mehr Mittel als die CHF 0.4 Mio.,
welche der Bundesrat vorgesehen hatte, brauche.

Eine Minderheit Il Gapany (fdp, FR) verlangte zusétzliche Mittel in der Hohe von CHF 10
Mio. fur die Forderung der Strategie «Austausch und Mobilitat». Ziel dieses Programms
sei es, Sprachaufenthalte von Schulerinnen und Schilern sowie von Lernenden und
Lehrpersonen in der Schweiz zu férdern. Dieses Programm werde aber bisher nur von
drei Prozent der Jugendlichen genutzt, dies obwohl die Schulzeit der ideale Zeitpunkt
flr einen solchen Austausch und das Erlernen einer Sprache sei. Zudem sei er enorm
wichtig fur den Erhalt der Sprachenvielfalt und fur die Férderung des Zusammenhalts
zwischen den Schweizer Sprachregionen, welche ein wichtiger Pfeiler der Schweizer
Identitat sei, argumentierte Gapany. Bundesrat Alain Berset machte das Problem aber
nicht bei den Finanzen, sondern bei den fehlenden organisatorischen Strukturen aus,
welche zuerst aufgebaut werden mussten. Im Stéanderat obsiegte schliesslich die
Minderheit Il Gapany mit 26 zu 17 Stimmen gegen die Minderheit | Carobbio Guscetti.
Letztere hatte sich zuvor mit 37 zu 4 Stimmen (2 Enthaltung) klar gegen die
Kommissionsmehrheit durchgesetzt.

Neben den Minderheitsantrédgen flr eine Erhdhung der Mittel stellte Jakob Stark (svp,
TG) funf Minderheitsantrage auf Kirzungen des vom Bundesrat vorgeschlagenen
Budgets. Konkret wollte Stark die geplante reale Erhdhung der Mittel - CHF 34.7 Mio. -
Uber flnf Bereiche hinweg kiirzen. Es kénne nicht sein, dass gleichzeitig ein «Covid-19-
Notgesetz» verabschiedet und das Kulturbudget erhéht wirde. Er sei nicht gegen die
Covid-19-Unterstitzung im Kulturbereich und unterstutze die Richtung der
Kulturbotschaft, jedoch erfordere die Covid-19-Pandemie auf allen Seiten Opfer,
sodass momentan lediglich die reine Sicherung des Status quo moglich sei. Gemass
Kommissionssprecher Michel erachte die Mehrheit der WBK-SR das vom Bundesrat
vorgesehene Wachstum von 2.6 Prozent (einschliesslich Teuerung) im Kulturbereich
hingegen als angemessen. Auch so werde der Grossteil der Kulturfinanzierung weiterhin
von den Kantonen, Gemeinden und Privaten geleistet, zudem setze die Kultur
weitgehend auf freiwilliges Engagement. Weiter sei es nicht angebracht, praventiv
Kirzungen aufgrund potenzieller pandemiebedingter Mehrkosten vorzunehmen - die
Kulturbotschaft sei ein ordentliches Geschaft und dirfe nicht mit der
ausserordentlichen Lage der Pandemie vermischt werden. Der Standerat lehnte in der
Folge samtliche Antrége von Jakob Stark ab.

In den Gesamtabstimmungen hiess die kleine Kammer alle Ausgaben und
GesetzesentwUlrfe einstimmig oder mit vereinzelten Gegenstimmen und Enthaltungen
gut, womit 10 der 12 Vorlagen bereinigt werden konnten. Die beiden anderen Vorlagen
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gingen mit den beschlossenen Differenzen zuriick an den Nationalrat. "
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